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Verwaltungsgericht Minden: Polizei darf
Fotos von verurteiltem Mann machen

Das VG Minden erlaubt Polizei in Paderborn, verurteilten
Täter unbekleidet zu fotografieren, um

Wiederholungsgefahr zu dokumentieren.

Schutz der Gemeinschaft und Prävention
schwerer Straftaten

Im Landkreis Paderborn hat ein aktueller Gerichtsfall für großes
Aufsehen gesorgt. Das Verwaltungsgericht Minden lehnte die
Beschwerde eines Mannes ab, der gegen die Erlaubnis der
Polizei war, Fotos von ihm anzufertigen. Dieser Fall wirft
wichtige Fragen hinsichtlich der öffentlichen Sicherheit und dem
Umgang mit Kriminalität auf.

Der Fall des verurteilten Täters

Der betroffene Mann, der seinen Wohnsitz mittlerweile in
Osnabrück hat, wurde wegen des Besitzes und der Verbreitung
von Kinder- und Jugendpornografie verurteilt. Dieses Vergehen
führt nicht nur zu einer schweren rechtlichen Konsequenz,
sondern stellt auch eine bedeutende Gefährdung für die
Gesellschaft dar. Im Januar 2023 wurde er daher zu einer
Bewährungsstrafe, einer Geldstrafe und einer Therapie
verurteilt.

Die Entscheidung des Gerichts

Die Polizei äußerte Bedenken hinsichtlich einer möglichen



Wiederholungsgefahr und beantragte die Erstellung von Fotos
des Mannes unter besonderen Bedingungen, die auch
Aufnahmen ohne Kleidung einschließen. Diese Maßnahme soll
dazu dienen, das Risiko einer Rückfälligkeit zu minimieren und
die Identifikation des Täters zu erleichtern, sollte er erneut
straffällig werden.

Verhältnismäßigkeit und Rechtfertigung

In ihrer ausführlichen Begründung stellte das
Verwaltungsgericht klar, dass die Maßnahmen der Polizei in
diesem spezifischen Fall gerechtfertigt sind. Es wurde
festgestellt, dass die Erfassung von Bildern und
Fingerabdrücken, selbst gegen den Willen des Mannes,
notwendig ist, um potenzielle Gefahren für die Gemeinschaft
abzuwehren. Die richterliche Entscheidung hebt die Balance
zwischen individuellen Rechten und dem Schutz der
Bevölkerung hervor.

Bedeutung für die Gesellschaft

Dieser Fall zeigt deutlich, wie die Justiz und die
Sicherheitsbehörden auf Bedrohungen aus dem Bereich der
sexualisierten Kriminalität reagieren müssen. Die Maßnahme
des Fotografierens wird von vielen als notwendig erachtet, um
Kinder und Jugendliche vor möglichen Tätern zu schützen. Es
verdeutlicht die präventive Verantwortung, die Behörden tragen,
um infolge von Bekanntmachungen und weiteren Ermittlungen
Straftaten zu verhindern.

Schlussfolgerung

In Anbetracht der Schwere der Vorwürfe und der wiederholten
Gefahr, die von dem verurteilten Täter ausgeht, wird die
Entscheidung des Gerichts sicherlich weitere Diskussionen über
die Maßnahmen der Polizei und die Rechte von verurteilten
Personen anstoßen. Wie mit solchen Fällen umgegangen wird,



reflektiert nicht nur die Rechtslage, sondern auch den
gesellschaftlichen Willen, für Sicherheit und Prävention
einzutreten.

Details
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